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1, Die Anwendung der Geldstrafe in der Praxis

Das bedeutende Vordringen der Geldstrafe in der Strafanwendungs­
praxis der ungarischen Gerichte gehört mit zu den wichtigsten kriminal­
politischen Ereignissen der vergangenen Jahre. In der Nachkriegszeit wurde 
viele Jahre hindurch am häufigsten die Freiheitsstrafe angewandt. 1973 
war das erste Jahr, in welchem Erwachsene (über 18 Jahre) in grösstem 
Anteil zu Geldstrafe verurteilt wurden (Anteil der Geldstrafen: 48,9%, 
demgegenüber Anteil der Freiheitsstrafen: 43,9%). Die Geldstrafe konnte 
ihre führende Stellung auch in den darauffolgenden Jahren bewahren.

Eine derart breite Anwendung der Geldstrafe mag auf den ersten 
Blick rätselhaft erscheinen, da im StGB nur 7 Vergehen mit Geldstrafe 
als alleinige Hauptstrafe und 4 Vergehen alternativ mit Geldstrafe neben 
Besserungs-Erziehungsarbeit angedroht werden. In der Praxis sind jedoch 
nicht diese Fälle für die Anwendung der Geldstrafe von Bedeutung, sondern 
fast ausschliesslich solche Straftaten, deren Strafsatz die Geldstrafe über­
haupt nicht beinhaltet. Im Jahre 1975 wurden wegen Verkehrsvergehen 
in 12 000, wegen Vermögensstrafteten in 7600 und wegen leichten Kör­
perverletzungen in 2300 Fällen Geldstrafen verhängt , obwohl im besonderen 
Teil des StGB für diese Straftaten nur Freiheitsstrafe oder eventuell neben 
der Freiheitsstrafe alternativ Besserungs-Erziehungsarbeit als Hauptstrafe 
vorgesehen werden. Das Rätsel wird durch den Milderungsparagraphen 
(§ 68 StGB) erklärt. Im ungarischen Strafrecht wird die breitere Anwendung 
der Geldstrafe durch das Institut der Strafmilderung ermöglicht J

Die Zunahme des Anteils der Geldstrafen verlief parallel mit einem be­
deutenden Zuwachs der Strafsummen. Während im Jahre 1972 mehr als 
die Hälfte aller Geldstrafen 1000 Ft nicht überstiegen, wurden im Jahre 
1976 mehr als 4/5 aller Geldstrafen in einer Höhe von 1001 — 5000 Ft ver­
hängt. Selbstverständlich unterscheiden sich die Strafsummen je nach 
der Schwere der Straftat erheblich. Während bei öffentlichen Anklagedelik­
ten der Anteil der Strafsummen von 1001 — 5000 F t 88,4% ausmachen, 
werden bei Privatanklevergehen in 62% aller Fälle Geldstrafen von nicht 
über 1000 Ft verhängt.

Zur Zunahme der Anwendung der Geldstrafe trugen sowohl Gesetzge­
bung als auch Änderungen in der Einstellung der Gerichtspraxis bei. Im



Jahre 1973 wurden fast zur gleichen Zeit die gesetzkräftige Verordnung Nr. 
14 und der Beschluss Nr. 14 des Präsidialrates der UVR erlassen. Der § 2 
der gesetzkräftigen Verordnung ermöglichte im Rahmen der Strafmilde­
rung die Verhängung von Geldstraften auch wegen Verbrechen, die im 
Gesetz mit Freiheitsstrafe von 1 bis zu 5 Jahren angedroht sind und dadurch 
wurde der Anwendungsbereich der Geldstrafe erheblich erweitert. Die 
Änderung in der Einstellung der Gerichtspraxis ergab sich aus dem er­
wähnten Beschluss des Präsidial rates über die rechtspolitischen Richtlinien 
der Rechtsanwendung, in welchem die Differenzierung im Verfahren auf 
Grund der Schwere der Gesellschaftsgefährlichkeit der Straftat und des Tä­
ters betont wird, demzufolge wird gegen Ersttäter bei geringer Tatschwere 
und geringem Schuldgrad und bisheriger guter Führung im Falle der Not­
wendigkeit eines Gerichtsverfahrens — unter anderem — die Anwendung 
entsprechend empfindlicher Geldstrafen empfohlen. Bei aus Bereicherungs­
zweck begangenen Straftaten wird im Beschluss die Wichtigkeit der Ab­
schöpfung des erzielten Gewinns durch Vermögensstrafen bzw. entspre­
chende Massnahmen betont.

Diese Rechtsnormänderungen führten zu den oben dargelegten bedeu­
tenden Anteilverschiebungen. Dadurch entstanden im Strafensystem des 
StGB Spannungen solchen Ausmasses, die mit den Mitteln der rechtspoli­
tischen Anleitung nicht mehr gemeistert werden konnten. Das „auf die 
Gefängnisstrafe ausgerichtete“2 Strafensystem des StGB, welches „auf 
der Freiheitsentziehung beruht“3, wurde von seinen Kritikern ins Kreuzfe­
uer genommen, weil „ohne die erschöpfende Anwendung des Milderungs­
paragraphen Geldstrafen statt Freiheitsstrafen nicht verhängt werden 
können“.4 Trotz der hohen Einschätzung des elastischen Milderungssystems 
des geltenden Kodex erscheint uns „dieses Sanktionensystem infolge der 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklung sowie der 
allgemeinen Rechtsentwicklung mehr oder weniger überholt“.5

2. Die Vorbereitungen des neuen StGB und die Geldstrafe

2.1. Diesen Anforderungen tragen auch die kodifikatorisehen Ziel­
setzungen des neuen StGB Rechnung, indem sie die Ausgestaltung wirksa­
merer, einfacherer Strafrechtsmittel für längere Zeit zur Aufgabe stellen.
Im Zusammenhang mit der Geldstrafe stehen in den veröffentlichten Ziel­
setzungen die Folgenden: „Die Erhöhung der unteren und oberen Grenze 
der Geldstrafe erscheint angebracht. Im Interesse der Beseitigung der un­
empfindlichen Strafen ist zu überlegen, ob bei den einzelnen Straftaten 
die oberen und unteren Grenzen der Geldstrafe besonders festgelegt werden 
sollten. Es ist auch der Überlegung wert, ob die Einführung der in mehreren 
Rechtssystemen mit Erfolg angewandten sog. Tagessatz-Geldstrafe zur 
Verhängung entsprechend differenzierter und empfindlicher Geldstrafen 
beitragen könnte.“6

2.2. Die kodifikatorische Hauptkommission nahm in ihrem Bericht 
zur Neuregelung der Geldstrafe noch nicht endgültig Stellung. Der Bericht 
enthält Vorschläge für zwei Varianten. Für den Fall der Beibehaltung
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des sog. traditionellen Gesamtsummensystems wird die Erhöhung der Un­
tergrenze von jetzt 50 F t auf 500 F t und die der Obergrenze von jetzt 50 000 
F t auf 100 000 F t vorgeschlagen, dementsprechend sollte der Umrech­
nungsschlüssel in 1 Tag gleich 50 — 500 F t bestimmt werden. Die in den 
Zielsetzungen erwähnten Gedanken über die Festlegung der besonderen 
Geldstrafen-Ralimen wurden vom Bericht nicht aufgenommen. Die Sache 
der anderen Variante ist der Verwirklichung scheinbar nicht viel näher 
gerückt. In den Zielsetzungen kommt die Tagessatz-Geldstrafe als eine 
Vorstellung vor, die „der Überlegung wert ist“, im Haupt-kommissions- 
bericht verstärkten sich nur die Akzente, wonach: „die Erwägung der 
Zweckmässigkeit der Einführung des sog. Tagessatz-Geldstrafensystems 
unbedingt erwünscht ist.“7 Trotz dessen, dass der Bericht nur über die „Er­
wägung“ spricht, geht aus ihm ganz eindeutig hervor, dass die Verfasser 
ihre Sympathie der Tagessatz-Geldstrafe schenkten: der Aufzählung ihrer 
Vorteile wurden siebenmal so viel Zeilen als der ihrer Nachteile gewidmet. 
Auch für den Fall ihrer Einführung wurde eine absolute Obergrenze von 
100 000 Ft vorgeschlagen, um ,,Un Verhältnismässigkeiten zu vermeiden“.8 
Für die Zahl der Tagessätze wurden mindestens 5 Tage, höchstens 360 
Tage, für die Höhe der Tagessummen 50 — 500 F t vorgeschlagen.

3. Die Tagessatz-Geldstrafe im ungarischen Schrifttum

Die im Laufe der Kodifikationsarbeiten vorgeschlagene Tagessatz- 
Geldstrafe ist in ihrer modernen Form erst seit einigen Jahren vor dem unga­
rischen Fachpublikum bekannt, obwohl der Grundgedanke des Instituts 
schon im portugiesischen StGB vom Jahre 18529 auftaucht und die die 
Tagessatz-Geldstrafe zum Erfolg geführte finnische und schwedische Gesetz­
gebung es schon vor Jahrzehnten einführte.10 Die auf Grund der dortigen 
Erfolge „skandinavisches Geldstrafensystem“ genannte Regelung fand den 
Weg in das ungarische Strafrechts-Gedankengut durch westdeutsche und 
österreichische Vermittlung. In den Berichten in der Literatur über die 
Strafgesetzbücher der Bundesrepublik Deutschland11 und Österreichs12 
wurde die Tagessatz-Geldstrafe positiv bewertet.

Der erste Vorschlag zur Einführung der Tagessatz-Geldstrafe stammt 
von Laszlö Viski, der ihre Einführung als Bestandteil seines kriminalpoliti­
schen Programms über die Regelung der Verkehrsdelikte empfahl. Die 
Einführung der Tages- bzw. Monatsbussen wurde von ihm vor allem des­
halb befürwortet, weil dadurch „die verhältnismässig grösste Opfergleich­
heit erzielt werden kann“13. Darum wäre ihre Einführung „unbedingt 
notwendig“.14 Aber eben Lâszlö Viski war derjenige, der über die Schwie­
rigkeiten im Zusammenhang mit der Anwendung der Tagessatz-Geldstrafe 
berichtete, „weswegen angeblich in den skandinavischen Ländern, wo sie 
zuerst eingeführt wurde, ihre Abschaffung gefordert wird“.15

Eingehend erörtert Karo ly Schönhoffer in einem interessanten Aufsatz 
die Anwendungsmöglichkeiten der Tagessatz-Geldstrafe bei den Privat­
klagevergehen.16 Die Tagessatz-Geldstrafe kommt auch im Lehrbuch des 
Strafrechts der Budapester Universität, wenn auch nur als eine kurze Er-
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wähnung vor.17 Die Grundfragen der Tagessatz-Geldstrafe werden am aus­
führlichsten im Hauptkommissionsbericht — veröffentlicht von Milvily 
Ficsor und Jeno Ldszlö18 besprochen. Zu den kodifikatorischen Vorstel­
lungen über die Geldstrafe nahm zuletzt Ödön Bodnär in ziemlich zurück­
haltender Weise Stellung.18

4. Regelungsmöglichkeiten der Geldstrafe

Die Geldstrafe kann in verschiedener Weise geregelt werden.
4.1. In  der Bestimmung der Geldstrafe sind zwei grundlegende gesetz­

geberische Lösungen bekannt. Nach der einen richtet sich die Geldstrafe 
nach der Schwere der Straftat.20 Nach der anderen sind ausser der Tat­
schwere auch die Einkommens bzw. Verdienst- und Vermögensverhältnisse 
(im weiteren: Vermögens Verhältnisse) des Täters zu berücksichtigen.21 
Die tatproportionelle Geldstrafe kennzeichnet im allgemeinen das Strafrecht 
des vergangenen Jahrhunderts. Seit der Jahrhundertwende gilt das Prinzip 
der Berücksichtigung der Vermögensverhältnisse als allgemein anerkannt.

Die Berücksichtigung der Vermögens Verhältnisse der Täters kann im 
Gesetz durch eine besondereStrafzumessungseregel vorgeschrieben werden, 
die die Bewertung der Vermögensverhältnisse, eventuell die der sonstigen 
persönlichen Verhältnisse, der Unterhaltspflichten und der Schadenersatz­
pflichten vorsieht.

4.2. Bei der Anwendung der Geldstrafe entwickelten sich für die Berück­
sichtigung der Vermögensverhältnisse neben der Tatschwere im Grunde genom­
men zwei Strafzumessungsmethoden. Nach der einen werden in der ver­
hängten Strafsumme sowohl die Tatschwere als auch die Vermögens Ver­
hältnisse des Täters bewertet, doch geschieht das in globaler Weise, d. h. 
in der Strafsumme kommt nicht zum Ausdruck, wie dabei die Tatschwere 
und wie die Vermögensverhältnisse berücksichtigt wurden. Von dieser 
Lösung wurde das herkömmliche Strafzumessungsmodell der tatproportio­
neilen Geldstrafe mit der Ergänzung übernommen, dass der Richter aus­
ser der Erwägung der Tatschwere auch die Vermögensverhältnisse des Tä­
ters in Betracht zu ziehen hat.22 Dieses Strafzumessungssystem wird von 
uns im weiteren „globale“ Geldstrafe (Einsummen-Geldstrafe) genannt. 
Bei dieser Strafzumessungstechnik wird vom Richter in Gedanken zuerst 
eine der Tatschwere entsprechende Geldstrafe bestimmt und dieses Mass 
wird dann den Vermögensverhältnissen angepasst.

Bei dem anderen Strafzumessungsmodell wird ausser der Bewertung 
der Tatschwei’e auch die Berücksichtigung der Vermögensverhältnisse in 
den Strafzumessungsvorgang instituionell mit eingefügt. Dieses System 
ist die Tagessatz-Geldstrafe (die Geldstrafe kann selbstverständlich auch 
in Wochen- bzw. Monatsraten gerechnet werden). Bei der Tagessatz-Gelds­
trafe wird die Strafe in zwei Phasen verhängt. Zunächst wird die Zahl der 
Tagessätze der Taschwere entsprechend, dann unter Berücksicht igung der 
Vermögenshältnisse des Angeklagten die Höhe der Tagessumme bestimmt. 
Die Summe der Geldstrafe ergibt sich als Produkt der Tagessätze und des 
Tagesbetrages. Das Wesen der Tagessatz-Geldstrafe verlangt , dass bei der
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Festlegung der Tagessätze die Vermögensverhältnisse bzw. bei der Bestim­
mung des Tagesbetrages die Tatschwere ausser Betracht bleiben. Bei der 
Tagessatz-Gledstrafe wird die Geldstrafe vom Gericht in Tagessätzen ver­
hängt! In der Zahl der Tagessätze wird die Schwere der Tat zum Ausdruck 
gebracht. Und erst nach der Bestimmung der Zahl der Tagessätze erfolgt 
die Feststellung der den Vermögensverhältnissen entsprechenden Tages­
summe. In seinen praktischen Konsequenzen führt dieses System dazu, dass 
sich aus dergleichen Anzahl von Tagessätzen den Vermögensverhältnissen 
der Täter entsprechend unterschiedliche Endsummen der Geldstrafe er­
geben können.

4.3. Bei der Regelung der Zumessung und Bezahlung der Geldstrafe sind 
zwei grundlegende Systeme zu unterscheiden. Bei dem einen wird die Geld­
strafe in einer Summe festgelegt, die mit Rechtskraft des Urteils in einer 
Summe fällig wird. Diese Lösung ist sowohl bei der globalen als auch bei der 
Tagessatz-Geldstrafe möglich. Bei dem anderen ist die in einer Summe ver­
hängte Geldstrafe in Teilbeträgen zu bezahlen und auch dieses System kann 
bei der globalen sowie auch bei der Tagessatz-Geldstrafe angewendet wer­
den. Eine Abart der Geldstrafe mit Teilzahlung stellt die sog. Laufzeit- 
geldstrafe23 dar, bei der die Geldstrafe vom Gericht nicht in einer Summe, 
sondern in einem bestimmten Anteil der regelmässigen Einkünfte (in den 
meisten Fällen des Monatsgehaltes) verhängt wird. Eine derartige Laufzeit­
geldstrafe beinhaltet auch die in mehreren sozialistischen Ländern ange­
wandte Besserungs-Erziehungsarbeit. Die Laufzeitgeldstrafe ist notwendi­
gerweise mit Teilzahlung verbunden. Die Tagessatz-Geldstrafe hängt da­
gegen nicht unbedingt mit Teilzahlung zusammen.

4.4. Auch die Berücksichtigung der Vermögensverhältnisse kann in zwei 
grundlegenden Formen erfolgen. Nach dem globalen Geldstrafenmodell 
werden die Vermögensverhältnisse aufgrund des allgemeinen Ermessens 
des Gerichts berücksichtigt und nicht durch eine von dem ermittelten 
Tages-, Wochen- bzw. Monatsgehalt24 ausgehende aritmethische Methode 
errechnet. Bei der Tagessatz-Geldstrafe hat des Gericht die der Bemessung 
zugrunde legende Tagessumme zu berechen, weil das x-fache dieses Betra­
ges die Endsumme ausmachen wird.

Bei der Festlegung der Tagessumme sind ebenfalls zwei unterschied­
liche Lösungen bekannt. Nach der einen ist die Tagessumme dem Netto­
einkommen des Täters gleich. Nach der anderen, dem sog. Einbusseprinzip 
ist die zur Sicherung des Existenzminimums des Angeklagten und seiner 
unterhaltsberechtigten Familienangehörigen notwendige Summe abzuzie­
hen und die Tagessumme der Geldstrafe ist dem übriggebliebenen Teil. d. h. 
der täglich entbehrlichen Summe gleich.

4.5. Auch die gesetzliche Bestimmung der mit Geldstrafe angedrohten 
Straftaten kann unterschiedlich erfolgen. Die Geldstrafe kann in den Straf­
sätzen des besonderen Teils als alleinige oder alternative Strafe vorgesehen 
werden, es ist aber auch eine Regelung im allgemeinen Teil denkbar. Im 
letzteren Fall handelt es sich um eine bemerkenswerte gesetzgeberische 
Lösung, die die Geldstrafe für einen bestimmten Kreis der Straftaten alseine 
allgemein anwendbare alternative Strafe erklärt. Der für die Anwendung der

K O D IF IK A T O R IS C H E  P R O B L E M E  D ER  G E L D S T R A F E  7



alternativen Geldstrafe massgebende Kreis der Straftaten kann entweder 
durch eine abstrakte oder eine konkrete Betrachtungsweise bestimmt wer­
den. Das Gesetz kann z.B. die Geldstrafe anstelle anderer Strafen für Ver­
gehen anwendbar erklären, wenn der Strafzweck durch ihre Anwendung 
unvermindert erzielt werden kann.25 In diesem Fall erfolgt die Anwendung 
der Geldstrafe aufgrund der abstrakten Betrachtungsweise. Doch kann die 
Bestimmung des Bereiches der alternativen Anwendung der Geldstrafe, 
auch derart erfolgen, dass der Richter bevollmächtigt wird, eine Geldstrafe 
zu verhängen, wenn durch die Straftat eine Freiheitsstrafe von nicht über 
sechs Monaten verwirkt wurde, angenommen, dass der Strafzweck auch da­
durch unvermindert erreicht werden kann. In diesem Falle kommt die 
konkrete Betrachtungsweise zur Geltung. Der Anwendungsbereich der 
Geldstrafe kann durch die Milderungsvorschriften des allgemeinen Teils be­
deutend erweitert werden. Die oben nur skizzenhaft dargelegten untcr- 
selredl'chen Lösungen können auch gleichzeitig angewandt werden. Zweck- 
mäss:gkeitserwägungen werden bestimmen, welche Lösung vom Gesetzge­
ber bevorzugt wird. In dogmatischer Hinsicht halten wir die Unterschei­
dung zwischen der alternativen und der aufgrund der Milderungsvorschrift 
angewandten Geldstrafe für wichtig.26 D:e alternative Geldstrafe — sei sie 
im besonderen oder in allgemeinen Teil des Gesetzes vorgesehen — ermög­
licht eine breitere Anwendung der Geldstrafe, weil sie anstelle der schwere­
ren Strafart allein aufgrund von Zweckmässigkeitserwägungen verhängt 
wird. Die Strafmilderung kann aber nur bei Vorhandensein von mildernden 
Umständen erfolgen. Und umgekehrt: die alternative Geldstrafe kann auch 
bei Fehlen von Milderungsumständen angewendet werden. Die Vorschrift 
über die alternative Geldstrafe kann die Anwendung der die Verhängung 
der Geldstrafe ermöglichenden Strafmilderung erübrigen. Aber auch neben 
der Vorschrift über die alternative Geldstrafe ist eine Regelung denkbar, 
die die Anwendung der Geldstrafe im Rahmen der Strafmilderung ermög­
licht.

4.6. Die gesetzliche Bestimmung des Masses der Geldstrafe kann einer­
seits derart erfolgen, dass die im allgemeinen Teil festgelegten generellen 
Minima und Maxima bei der Anwendung der Geldstrafe massgebend sind 
und nähre Richtweisungen im Rahmen der Strafzumessunsgvorschriften 
gegeben werden. Nach einer anderen Lösung werden im besonderen Teil 
innerhalb der generellen Minima und Maxima engere besondere Strafrah­
men festgesetzt. Einen vermittelnden Standpunkt vertritt die Regelung, 
welche im allgemeinen Teil besondere Strafrahmen der Geldstrafe aufstellt, 
doch nicht für einzelne Delikte, sondern für bestimmte Deliktsgruppen.

Heutzutage gelangten die Fragen über das Regelungsmodell der Gelds­
trafe in den Vordergrund. Auch unsere Darlegungen knüpfen sich diesem 
Problemenkreis an. Vorder Stellungnahme zur gesetzlichen Regelung der 
Geldstrafe sind eine Reihe von wichtigen kriminalpolitischen Fragen zu be­
antworten, welche die Stellung der Geldstrafe im Strafensystem bestimmen.
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5. Stellung und Aufgaben der Geldstrafe im Strafensystem des neuen
Strafkodex

Die Kriminalität in Ungarn wir durcli den überwiegenden Anteil der 
kleineren bzw. mitielschweren Kriminalität gekennzeichnet.27 Auch die 
Strafzumessungspraxis widerspiegelt dieses Charakteristikum. Im Jahre 
1975 machten die Strafen ohne Freiheitsentzug (ausgesetzte Freiheitsstrafe, 
Besserungs-Erziehungsarbeit und Geldstrafe) mehr als 3/4 aller gerichtlich 
verhängten Strafen aus. Mehr als die Hälfte aller Freiheitsstrafen überstie­
gen nicht die Dauer von 6 Monaten und mehr als 70% die Dauer von 1 Jahr. 
Diese Angaben zeugen von einem hohen Anteil der relativ kurzfristigen Frei­
heitsstrafen.

Nach den Kriminalitätsprognosen für die kommenden 15 Jahre sind 
in Struktur und Umfang der Kriminalität keine wesentlichen Änderungen 
zu erwarten, die den Anteil der Anwendung der Strafen ohne Freiheitsent­
zug und darunter auch den der Geldstrafen massgebend beeinflussten. Hin­
sichtlich des Anwendungsbereichs der Geldstrafe werden — unseres Er­
achtens nach — das Steigen des Lebensniveaus, die Besserung der materi­
ellen Lebensbedingungen der Gesellschaft, die Erhöhung des kulturellen 
Niveaus der Bevölkerung und weitere Begleiterscheinungen der allgemei­
nen gesellschaftlich-wirtschaftlich-kulturellen Entwicklung an Bedeu­
tung gewinnen. Auf der anderen Seite wird der Anwendungsbereich der 
Geldstrafe durch die Strafpolitik, vor allem durch die Änderung des Sank­
tionensystems des Kodex neu bestimmt.

Von den geplanten Änderungen im Saktionensystem des neuen Kodex 
werden den Anwendungsbereich der Geldstrafe die folgenden wesentlich 
beeinflussen: die Erhöhung der unteren Grenze der Freiheitsstrafe von 30 
Tagen aug 3 Monate,28 die Möglichkeit der selbständigen Anwendung von 
Nebenstrafen,29 die Bewährungsprobe 30 verbunden mit Betreuungsauf­
sicht, die bedingte Verurteilung mit oder ohne Betreuungsaufsicht31. 
Alle weiteren Umstände ausser Acht gelassen, kann auch aus diesen vorge­
sehenen Änderungen auf gewisse Tendenzen gefolgert werden. Die Erhö­
hung der Untergrenze der Freiheitsstrafe lässt auf die Ausdehnung des 
Anwendungsbereiches der Geldstrafe schliessen. Die Möglichkeit der selbs­
tändigen Anordnung der Nebenstrafen insbesondere die des Berufs- bzw. 
Fahrverbots und die Einführung der Bewährungsprobe werden höchtst- 
wahrscheinlich eine entgegengesetzte Wirkung ausüben. Die Neuregelung 
der bedingten Verurteilung wird die Anwendung der Geldstrafe kaum be­
einflussen. Ausser den hier erwähnten kodifikatorischen Vorstellungen kön­
nen eventuell gewisse Strafzumessungsvorschriften den Anwendungsbere­
ich der Gelstrafe mit gestalten.

Anscheinend wird der Anteil der Strafen ohne Freiheitsentzug im. Sank­
tionensystem des neuen Kodex erheblich zunehmend Unter ihnen wird sich — 
nach unserer Einschätzung — der Anteil der Geldstrafen weiter erhöhen, 
ohne dass die Geldstrafe zur herrschenden Strafart des Sanktionensystemes 
werden würde. Die Geldstrafe sollte für die Fälle der Kleinkriminalität und 
der minder schweren Fälle der mittleren Kriminalität angewendet werden.
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Auch in diesem Bereich können Umstände im Zusammenhang mit der 
Täterpersönlichkeil die Anwendung der Geldstrafe ausschliessen.

Die Verhängung der Geldstrafe ist bei verhältnismässig geringer 
Schwere der Straftat der Ersttäter zweckmässig, deren Lebensführung, per­
sönliche Umstände die Kontrolle, und Aufsicht des Verhaltens des Verur­
teilten nicht erfordern, d. h. denen gegenüber durch die Verpflichtung zur 
Zahlung der im Urteil festgesetzten Geldsumme und dadurch infolge fühlba­
rer Herabsetzung des Lebensniveaus der Begehung neuer Straftaten ent­
gegengewirkt werden kann. Die Geldstrafe ist also anzuwenden, wenn die 
warnenden, disziplinierenden und abschreckenden Aufgaben der Strafe zu 
erreichen sind bzw. wenn die Strafe zur Bewusstmachung der pflichtge- 
mässen Grundlagen des Verhaltens notwendig erscheint.33

Um diesen Aufgaben entsprechen zu können, muss die gesetzliche Rege­
lung der Geldstrafe wesentlich abgeändert werden: 1. Der Kreis der mit 
Geldstrafe angedrohten Straftaten ist erheblich zu erweitern. 2. Bei der 
Verhängung der Geldstrafe hat das Gesetz die Berücksichtigung der Ver­
mögens verhält nisse vorzuschreiben. 3. Das Mass der Geldstrafe ist derart 
festzulegen, dass sie für den Verurteilten einen fühlbaren Rechten achteil 
bedeutet. 4. Die Vollstreckung der Geldstrafe ist so zu regeln, dass die 
Anordnung der Ersatz-Freiheitsstrafe möglichts vermieden wird.

Diese halten wird für die Kernfragen der Regelung der Geldstrafe.

6. Die Tagessatz-Geldstrafe ist ein Strafzumessungsmodell

Es ist eigentlich verfehlt, über das System der Tagessatz-Geldstrafen 
zu sprechen, da dies kein besonderes Gehlstrafen-System sondern lediglich 
eine Strafzumessungsmethode,31 eine Verfahrensweise, ein Modell darstellt. 
Die Stellung der Geldstrafe im Sanktionensystem des Kodex, ihre kriminal- 
politische Bedeutung hängt auch nicht von der Einführung bzw. Ablehnung 
der Tagessatz-Geldstrafe ab. Das bestätigt die Strafrechtsentwicklung vieler 
Länder,35 darunter auch die Ungarns. Eine radikale Ausdehnung des Kreises 
der mit Geldstrafe angedrohten Straftaten, sowie die Berücksichtigung der 
Vermögensverhältnisse bei der Strafzumessung und die Verhängung von 
empfindlicheren Geldstrafen können auch mit anderen Mitteln erreicht 
werden. Der gesetzliche Anwendungsbereich der Geldstrafe ist nämlich 
von der Art und Weise ihrer Zumessung völlig unabhängig; die Berück­
sichtigung der Vermögensverhältnisse kann das Gesetz auch bei dem globa­
len Geldstrafensystem vorschrciben, ja sogar die Gerichtspraxis kann ent­
sprechende Bewertungs-Massstäbe entwickeln, z. B. mit der Zugrundele­
gung des Monatseinkommens des Angeklagten: 33 auch die Erhöhung der 
Geldstrafensummen kann im Rahmen der globalen Geldstrafe verwirklicht 
werden.

Die Tagessatz-Geldstrafe stellt nur ein Strafzumessungsmodell dar, 
aber als solches gestaltet sie die Geldstrafe gerechter, transparanter und in­
folge dieser ihrer Eigenschaften auch wirksamer. Zur richtigen Einschät­
zung der Tagessatz-Geldstrafe muss sie von gewissen Irrtümern befreit wer­
den. Die Tagessatz-Geldstrafe ist nicht identisch mit einer Teilzahlungs-
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•Geldstrafe, noch weniger mit einem in Prozentsätzen bestimmten Lohnab­
zug. Auch bei der Tagessatz-Geldstrafe wird letzten Endes eine Strafsumme 
verhängt. Was hier neu ist, ist die Methode der Zumessung — oder auch 
-der Berechnung — der Strafsumme.

7. Tagessatz-Geldstrafe in Ungarn?

Die Tagessatz-Geldstrafe als Strafzumessungsmodell bezweckt die 
Gewährleistung der institutioneilen Berücksichtigung der Vermögens­
verhältnisse des Angeklagten. Die Wichtigkeit der Berücksichtigung der 
Vermögensverhältnisse bei der Zumessung der Geldstrafe könnte kaum in 
Frage gestellt werden, weil eine straftatproportioneile Anwendung dieser 
Straf art ebenso unverhältnismässig wäre, wie unverhältnismässig die Ein­
künfte, die Löhne und die sonstigen Vermögensverhältnisse in der Gesell­
schaft sind.37 Es könnte lediglich darüber diskutiert werden, welche die 
zweckmässigere bzw. gerechtere Art und Weise der Berücksichtigung der 
Vermögensverhältnisse vertritt: die Aufnahme einer besonderen Strafzu­
messungsregel über die Berücksichtigung der Vermögensverhältnisse bei 
dem globalen Geldstrafen modeli oder die Tagessatz-Geldstrafe ? Er wäre 
völlig verfehlt, die Tagessatz-Geldstrafe als typisch kapitalistisches Recht­
sinstitut abzulehnen, obwohl die europäischen sozialistischen Länder die 
Berücksichtigung der Vermögensverhältnisse bis jetzt im Rahmen der glo­
balen Geldstrafe gewährleisteten.

Die Berücksichtigung der Vermögensverhältnisse ist eine wichtige 
Anforderung des sozialistischen Strafrechts, die auf der Ungleichheit der 
Vermögensverhältnisse im Sozialismus beruht. Obwohl in unserem Lande 
der Unterschied des durchschnittlichen Einkommensniveaus verschiedener 
gesellschaftlichen Schichten nicht einmal das doppelte beträgt, besteht 
doch innerhalb der Schichten infolge einer weiteren Differenzierung zwi­
schen den ..ärmsten“ und den „vermögenderen“ ein acht- bzw. zehnfacher 
Unterschied.38

Dem globalen Geldstrafensystem ist der Mangel eigen, dass in der ver­
hängten Geldstrafe Tatschwere und Vermögensverhältnisse des Täters 
verschmolzen werden. Bei diesem Strafzumessungsmodell stützt sich der 
Richter in erster Reihe auf die Tatschwere, die verhängten Geldstrafen 
sind in der Regel tatproportioneil, wobei den Vermögensverhältnissen nur 
die Rolle eines Korrektivs zusteht. Doch sprechen Einfachheit und Gross- 
ziigigkeit bei der Ermittlung und Berücksichtigung der Vermögensver­
hältnisse für dieses System.

Die Tagessatz-Geldstrafe schafft mit der vollen Abgrenzung der Bewer­
tung der Tatschwere und der Vermögensverhältnisse die Voraussetzungen 
zur möglichst gerechten Anwendung der Geldstrafe, ln der Zahl der Tages­
sätze kommt die Schwere der Straftat zum Ausdruck. Diese Zahl ist E r­
gebnis einer ebensolchen Strafzumessungstätigkeit, wie bei der Verhängung 
der Freiheitsstrafe. Die eigentliche Strafzumessung wurde damit auch been­
det. Die Festlegung der Tagessumme erfolgt völlig unabhängig von der 
Schwere der Straftat allein aufgrund der Vermögensverhältnisse des Ange-
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klagten. Die Bestimmung der Grundlagen der Festlegung der Tagessumme 
der Geldstrafe erfordert eine vorherige, verantwortungsbewus ;te kriminal­
politische Stellungnahme. Durch die Zahl der Tagessätze wire die Schwere 
cier Straftat ausgedrückt, und dies gestaltet die Geldstrafe ausser einer 
grösseren Gerechtigkeit transparenter und für da? ilechtsmittelforum mehr 
kontrollierbar. Bei der Festlegung der Tagessun ne hat das Gericht, — von 
der Berechnungsgrundlage unabhängig — zu ree ;ten und in diesem Zusam­
menhangentmutigen mehrere Schwierigkeiten aucii die Anhänger des Grund­
gedankens dieses Systems.

Die Achilles-Ferse dieses Strafzumessungssystems sind eben die 
Schwierigkeiten der Feststellung der Tagessumme. Doch halten wir es für 
sehr wahrscheinlich, dass diese Schwierigkeiten zumeist überwunden wer­
den können, falls wir keine aritmethische Genauigkeit zum Ziele setzen.

Im folgenden versuchen wir aufgrund des Modells der Tagessatz- 
Geldstrafe die wichtigsten Züge einer möglichen gesetzlichen Regelung der 
Geldstrafe skizzenhaft darzulegen.

8. Vorschläge zur Ausgestaltung der Tagessatz-Geldstrafe

8.1. Der Kreis der mit Geldstrafe angedrohten Straftaten.
Die Geldstrafe soll als alleinige oder alternative Strafe in den Strafsät­

zen des besonderen Teils bei den Straftaten von geringerer Bedeutung an­
gedroht werden. Als alternative Strafe soll sie neben Freiheitsstrafe von 
nicht über ein Jahr vorgesehen werden. Bei bestimmten Straftaten solcher 
Schwere kann von der Androhung der Geldstrafe als alternative Strafe 
wegen des Charakters dieser Straftaten abgesehen werden. Ausserdem soll 
eine Regel des allgemeinen Teils die Möglichkeit der Zumessung einer Gelds­
trafe auch in den Fällen gewährleisten, in denen das Gesetz keine Geldstrafe 
androht und die Dauer der in Betracht kommenden (konkreten) Freiheits­
strafesechs Monate nicht übersteigt. Durch dieses Institut kann die Anwen­
dung der Geldstrafe für die milderen Fälle der mittleren Kriminalität er­
möglicht werden. Diese Möglichkeit soll jedoch nicht im Rahmen der Straf­
milderung, sondern in der Form der alternativen Geldstrafe gewährleistet 
werden. Die letztere Regelung hat zur Folge, dass die Zumessung der Gelds­
trafe anstelle einer schwereren Strafart keiner — gegebenenfalls erheblichen 
— Milderungsgründe bedarf, sie beruht vielmehr auf Zweekmässigkeitser- 
wägungen. Neben dieser Regelung erscheint uns die gesetzliche Möglichkeit 
der Zumessung der Geldstrafe durch Strafmilderung als entbehrlich.

8.2. Die gesetzliche Bemessung der Geldstrafe. Im Einklang mit dem 
oben erwähnten Hauptkommissionsbericht schlagen wir für das generelle 
Mindestmass der Geldstrafe 5 Tagessätze, für das generelle Höchstmass 
360 Tage vor. Innerhalb dieser Grenzen soll das Gesetz auch spezielle Maxi­
ma fest legen. Bei den aussschliesslich mit Geldstrafe angedrohten Straftaten 
schlagen wir ein besonderes Maximum von 90 Tagessätzen vor, bei den im 
besonderen Teil alternativ mit Geldstrafe angedrohten Straftaten 180 oder
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360 Tagessätze. Bei den aufgrund der Regel des allgemeinen Teils anwend­
baren Geldstrafen soll das Höchstmass ebenfalls 360 Tagessätze betragen. 
Die Festsetzung spezieller Minima könnten wir nicht befürworten.

8.3. Das Mass der Tagessumme. Eine Geldstrafe soll dann verhängt 
werden können, wenn der Verurteilte diese, unter Umständen wenigstens 
durch Teilzahlung aus seinem Gehalt bzw. sonstigen Einkommen bezah­
len kann, ohne die Erfüllung seiner gesetzlichen Unterhaltspfichten und 
die Sicherung seines Lebensminimums bzw. dieselbe seiner unterhalts­
berechtigen Familienangehörigen zu gefährden.39 Die Geldstrafe darf nicht 
als Mittel der Entziehung des Vermögens dienen. Das Vermögen kann bei 
der Festsetzung der Tagessumme nur in dem Fall berücksichtigt werden, 
wenn die Ausseraehtlassung des Vermögens für den Verurteilten eine un­
billige Härte oder Milde bedeutete. Zur Festsetzung der Tagessumme darf 
keine übermässig detaillierte gesetzliche Berechnungsregel aufgestellt wer­
den. Das Gesetz soll lediglich vorschreiben, dass bei der Festsetzung der 
Tagessumme das Gehalt, das Einkommen und die sonstigen Vermögens­
verhältnisse des Angeklagten zu berücksichtigen sind. Es könnte noch die 
Aufnahme einer weiteren Regel erwogen werden, wonach die Tagessumme 
aufgrund des Tages-Nettoeinkommens berechnet werden soll, aber es spricht 
mehr dagegen, als dafür — vor allem Schwierigkeiten der Beweisführung — 
dass von dieser Vorschrift abgesehen wird. In der Praxis wird dieser Bezie­
hungspunkt sowieso in irgendwelcher Form zur Geltung gebracht. Der Kreis 
der das Einkommen des Angeklagten belastenden Verpflichtungen kann 
durch das Gesetz nicht im voraus bestimmt werden, und ist deshalb der 
Gerichtspraxis zu überlassen40. Zur Klärung der Einkommens- und Ver­
mögens- Verhältnisse s:nd der Einkommensnachweis des Arbeitgebers, das 
behördliche Vermögenszeugnis, die von dem Beschuldigten gelieferten und 
von den Untersuchungsorganen ermittelten sonstigen Angaben einzuholen. 
Es soll aber die Feststellung des Einkommens auch durch Schätzung41 
ermöglicht werden, da das dokumentierte Gehalt und das tatsächliche 
Einkommen des Beschuldigten in nicht unwesentlichem Masse voneinan­
der abweichen können. Es ist zu betonen: die Festsetzung der Tagessumme 
ist nicht Ergebnis einer mechanisch-rechnerischen Operation, sie geschieht 
vielmehr aufgrund richterlichen Ermessens, das seinerseits aber selbst­
verständlich auf festgestellten Tatsachen beruhen muss. Praktische Er­
wägungen sprechen dafür, dass die Tagessumme eine runde Summe aus­
macht.

Bei der Festsetzung der Tagessumme in der Praxis ist vor Augen zu 
halten, dass die Geldstrafe in den meisten Fällen im Strafbefehlsverfahren 
verhängt wird, so sind die für die Feststellung der Tagessumme erheblichen 
Tatsachen im Ermittlungsverfahren zu klären. Der Hauptkommissronsbe- 
richt schlägt für die Tagessumme einen Rahmen von 50 — 500 Forint vor.42 
Unserer Meinung nach sollte die Höchstgrenze in 1000 Forint bestimmt wer­
den. Die Aufstellung einer zahlenmässig bestimmten absoluten Höchst­
grenze der Geldstrafe (z. B. 100 000 Forint) lehnen wir eindeutig ab, weil 
dieses mit dem Grundgedanken des Tagessatzsystems nincht zu verein­
baren wäre.
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8.4. Die Bestimmung der Geldstrafe im Urteil. Im Urteilstenor sind die 
Zalil der Tagessätze, die Tagessumme und die Endsumme der Geldstrafe 
anzugeben.

8.5. Die Vollstreckung der Geldstrafe. W urde die Geldstrafe bei Ein­
haltung der gesetzlichen Voraussetzungen verhängt, kann sie vom Verur­
teilten in der Regel bezahlt werden. Unmittelbarer Zweck der Zumessung 
der Geldstrafe ist, dem Verurteilten einen Vermögensnachteil zuzufügen, 
deswegen soll das Gesetz auch gewährleisten, dass die Geldstrafe als solche 
vollstreckt wird. Deshalb ist die „freie Wahl“ zwischen Geldstrafe und Frei­
heitsstrafe abzulehnen und ist dem früheren Beitreibungssystem zurück­
zukehren. Nur bei Uneinbringlichkeit — die z. B. bei Umgehungsversuchen 
Vorkommen kann — ist die Geldstrafe in Freiheitsstrafe umzuwandeln. Zur 
Vermeidung der Umwandlung sind Stundung und Teilzahlung der Geldstra­
fe auch in der Zukunft zu sichern.

Zum Umwandlungsschlüssel Schlagen wir 1 Tagessatz = 1 Tag Frei­
heitsstrafe vor.

8.6. Einige prozessuale Fragen. Die Einführung der Tagessatz-Geldstra­
fe bringt keine besonderen prozessualen Probleme mit sich. Die Feststellung 
des Tageseinkommens aufgrund von Schätzung verstösst nicht gegen die 
Beweisregeln, weil sie nichts anderes darstellt als eine faktische Folgerung4''* 
aus dem dokumentierten Einkommen oder aus den sonstigen Vermögens­
verhältnissen auf das angenommene Einkommen. Die Schätzung ist auch 
deshalb nicht bedenklich, weil die Grösse des Einkommens nicht zu den die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit begründenden Tatsachen gehört, die 
als solche mit Gewissheit festzustellen wären.

Die Einführung der Tagessatz-Geldstrafe verlangt auch nicht die Ab­
änderung der Regeln des Berufungsverfahrens. Bei der Festsetzung der 
Tagessumme gelten die Erfordernisse, die bei der Prüfung der Begründet­
heit des Sachverhalts massgeblich sind. Zieht das Gericht ohne hinreichende 
Grundlage auf das Einkommen des Angeklagten eine Folgerung, so führt 
das zur Feststellung der teilweisen Unaufgeklärtheit. Die Regel der Über­
prüfung tatrichterlichen Ermessens sind auch für die der Feststellung der 
Tagessumme zugrundelegenden Tatsachen massgebend. Das neue Zumes­
sungssystem der Geldstrafe würde auch die Regelung über den Umfang der 
Revision nicht berühren. Sei die Berufung gegen die Zahl der Tagessätze, 
sei sie gegen die Tagessumme eingelegt, in beiden Fällen gilt uneinge­
schränkte Revision.

Im Zusammenhang mit dem Verbot der reformatio in peius sind wil­
der Ansicht, dass die Berufung des Anklagevertreters sowohl wegen Er­
höhung der Tagessumme als auch wegen der der Tagessätze als zum Lasten 
des Angeklagten eingelegte Berufung zu bewerten ist, das heisst, beide 
führen zur Aufhebung des Verschlechterungsverbots. Schon aufgrund 
dieser kurzen Übersicht kann festgestellt werden, dass die prozessualen 
Probleme im Rahmen der geltenden Regelung gelöst werden können.

8.7. Die Geldstrafe als Nebenstrafe. Die Tagessatz-Geldstrafe wurde 
für die Geldstrafe als Hauptstrafe ausgedacht, mit der Geldstrafe als 
Nebenstrafe kommt dieses System nur schwer zurecht. Bei der Tagessatz-
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Geldstrafe geht der Richter davon aus, dass der Verurteilte sie in de 
Rege 1 aus seinem Gehalt. Einkommen bezahlt. Diese Annahme ist bei der 
Geldstrafe als Nebenstrafe nur dann reell, wenn sie neben ausgesetzter Frei­
heitsstrafe verhängt wird. Bei vollzuziehender (nicht ausgesetzter) Freiheits­
strafe sieht die Sache völlig anders aus. Entweder gehen wir davon aus, dass 
in diesem Fall die Grundlage der Zumessung der Geldstrafe die Ersparnisse 
aus dem Gehalt oder aus dem Einkommen, d. h. das Vermögen als solches 
bildet — wir sprachen uns gegen diese Lösung aus — oder die Grundlage der 
Zumessung das zu erwartende Gehalt bzw. das Einkommen nach der Ver- 
büssung der Freiheitsstrafe bildet, was ebenfalls problematisch ist. Für die 
Anwendung der Geldstrafe als Nebenstrafe neben Freiheitsstrafe entrspricht 
die globale Geldstrafe besser, als die Tagessatz-Geldstrafe. Das wäre aber 
wiederum eine problematische Sache, wenn für die Zu messung der Geldstrafe 
als Hauptstrafe ein anderes System gälte als für die der Geldstrafe als Ne­
benstrafe. 41 Unserer Meinung nach könnte es zu einer Lösung führen, wenn 
die Geldstrafe als Nebenstrafe in der Regel neben ausgesetzter Freiheits­
strafe Anwendung fände, bei nicht ausgesetzter Freiheitsstrafe nur bei derer 
verhältnismässig kürzerer Dauer (z. B. nicht über 1 Jahr). Bei längerer Frei­
heitsstrafe ist die Geldstrafe als Nebenstrafe zu vermeiden. Zu dieser Lösung 
könnte auch die geplante Erweiterung des Anwendungsbereiches der Ein­
ziehung auch für den Entzug des durch die Straftat erzielten Gewinns bei­
tragen.45
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mann, Jürgen: Von den Möglichkeiten einer Laufzeitgeldstrafe. Juristenzeitung, 1903. S. 
735.

24 Der ursprüngliche T ext der Regierungsvorlage der Strafnovelle 1928 wollte auch eine 
A rt Monatsgeldstrafe einführen. Vgl. Ungarische Gesetze. Gesetzartikel des Jahres 1928. 
Mit Anmerkungen von Térfy, Gyula. B udapest. S. 273 f. (ung.).

25 Dieser Lösung folgte die Strafnovelle 1928.
26 Vgl. Angyal, Pal — Izsdk, Gyula: Gesetz über die Ordungswidrigkeiten usw. Grill- 

Ausgabe ungarischer Gesetze. IV. Auflage. Budapest, 1941. S. 548 (ung.).
27 Gödöny, Jözsef: Die G estaltung der K rim inalität und die Kodifikation. Magyar Jog, 

1975. S. 433 ff. (ung.).
28 Ficsor — ljdszlô, op. cit. S. 830.
29 Ficsor — Lâszlô, op. cit. S. 849.
30 Ficsor — Lâszlô, op. cit. S. 843.
31 Ficsor — Lâszlô, op. cit. S. 843 ff.
32 Ficsor— Lâszlô, op. cit. S. 844.
33 Földväri, Jözsef: Die Lehre von der Strafe. Budapest, 1970. S. 103 ff. (ung.).
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34 So wird das auch von Vodnar aufgefasst. S. Bodnär, op. cit. S. 324 (ung.).
35 Das Vordringen der Geldstrafe erfolgte sowohl in der BRD als auch in  Österreich 

zwischen 1970 und 1975 noch aufgrund des tradionellen Geldstrafensystems.
30 Vàgô, T ibor: Kriminologische und strafrechtliche M ittel der Z urückdrängung von 

Strassenverkehrsunfällen. B udapest, 1972. S. 263 (ung.).
37 Nach Heller bedeutet die Gerechtigkeit „die gleiche Beurteilung von Gleichen und 

konkret-proportionell ungleiche Beurteilung von Ungleichen“. So Heller, Agnes: Von Vorsatz 
zum  Erfolg. B udapest, 1970. S. 288 (ung ).

38 Ferge, Zsuzsa: Die Schichten unserer Gesellschaft. B udapest, 1969. S. 193; ebenso 
Pongrdcz, Liiszlo: Perspektivitische Entw icklung der G ehaltsproportionen. Budapest, 1975. S. 
75. Zur Streuung von Einkom m en Jdvorka, E dit: Gedanken über das Lebensniveau. Gazda- 
sAg, 1976. Nr. 4. S. 2S ff.; liai int, Jozsef: Die Schichten unserer Geselschaft und die E inkom ­
mensverhältnisse im Spiegel der S tatistik . TArsadalmi Szemle. 1976. Nr. 4. S. 31 ff.; Nach 
Vodnàr sind „die Unterschiede bei uns' n ich t besonders bedeutend und streuen sich um  den 
D urchschnittsgehalt“ . So Vodnàr, op. cit. S. 324 (alle ung.).

39 Dieser Gedanke kom m t in der Stellungsnahme des Strafkollegium s des Obersten 
Gerichts Nr. 437 zum Ausdruck. Büntetöjogi DöntvAnytAr 2523 (ung.).

40 H ier muss eine Reihe von Fragen beant wortet werden. N ur beispielhaft : U nterhalts­
pflicht gegenüber Ehefrau und Kinder, sonstige gesetzliche U nterhaltspflichten; weitere fi­
nanzielle Lasten, wio Abzahlung von Sparkassenkrediten; Schadenersatzverpflichtung aus 
der begangenen S tra fta t; übermässige Schulden usw. Diese können bei der Festsetzung der 
Tagessumme berücksichtigt oder auch ausser A cht gelassen werden.

41 Schätzung ist bei solchen Berufen vorzunehmen, bei welchen allgemein bekannt 
ist, dass das dokum entierte Gehalt erheblich von dem tatsächlichen Einkom m en abweicht 
z.B. infolge Trinkgeld, Dankgeld, Parasolventia usw. Schätzung kann  auch bei solchen 
T ätern  vorgeschlagen werden, die keine nachweisbare E inkünfte haben, aber haben könn­
ten .

42 Ficsor — Làszlô, op. cit. S. 849.
43 Nagy, Lajos: Zeugenboweis im Strafprozess. Budapest, 1966. S. 35 (ung.).
14 W ir hielten für völlig verfehlt, dass dieses Zumessungssystem nur „bei einzelnen 

S trafta ten  oder S traftaten-G ruppen“ anzuwenden wäre. Doch schlägt dies Vodnàr, vor op. 
cit. S. 324. Was wurde in  D änem ark ausprobiert und führte zum vollen Misserfolg. Vgl. 
Driendl, op. cit. S. 1137 und Grebing, op. cit. S. 1053.

45 Ficsor — Laszlo, op. cit. S. 849.

CODIFICATIONAL PROBLEMS OF THE FINE

(Summary)

К . GYÖRGYI —K. BARD

The fact th a t the large scale applicat ion of fines has come into the fore, m ay be consi­
dered as one o f the m ost significant events in the criminal policy of H ungary  over the lat est 
years. Considering th a t  the H ungarian Criminal Code m ay be called prison-centred, the 
wide ranging imposing of fines is made possible under par. 68 o f the rules on m itigation of 
punishm ent. The change in the approach of the legislation and judicial practice has largely 
contributed  to the rise in the application of fines. Over the la test years such a tension has 
developed betw een the penal system  o f the Code and the judicial practice th a t cannot bo 
solved w ith guiding principles o f criminal policy only.

The above mentioned contradiction is also taken into consideration in the d ra f t o f the 
new Crim inal Code subm itted by  the Supreme Codificational Committee. The d ra ft includes 
two versions concerning the modification about fines. In  case of m aintaining the trad itio ­
n a l global system  a rise in the am ount o f fines is suggested. As to the o ther version the in tro ­
duction of th e  day-fine system is advocated.

The possibility o f different forms for imposing fines is dicussed in the study fu rther on. 
The authors define two systems for imposing fines. As to  the first the am ount o f the fine im ­
posed should be in proportion w ith the offence com m itted, as to the second the court ought
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to  consider the financial standing  o f the accused as well. The financial conditions m ay be 
estim ated in two different ways. U nder the global system the  court m ay rule in evaluating 
all prevailing conditions. U nder the day-fine system  the judge is compelled to calculate the 
daily  am ount imposed and the m ultiplication o f the very days resp. the am ount o f the day 
fine will be the final sum to be paid.

Crim inality in H ungary is largely characterized by minor and less significant offences. 
Punishm ent w ithout loss o f freedom is imposed on 75% o f offences com m itted. As to the fore­
cast noneerning fu ture  crim inality and based on the modification o f the penal system of the 
Criminal Code the num ber of fines is likely to increase. The efficiency o f the fine should be 
im proved in order to serve its function. One o f its m ethods m ay be the introduction of the 
day-fine system th a t could make the fine more fair, easier to  survey and rendering it  by  these 
more efficient.

As to  the authors, the fine should be placed into th e  regulations o f the Speical P art 
and in th e  General P art the fine should be ruled as an alternative punishm ent o f im prison­
ment no t longer than  one year. They suggest five days for the lowest and 300 days for the 
highest limit, for the definition of the day-fine they propose tak ing  in account the net per 
day income giving 50 for the lowest and 1000 F ts  as the highest am ount.

'I he aim of the fine is to afflict a pecuniary disadvantage on the offender, accordingly, 
the. collection of the money imposed should be advocated.

The authors believe th a t the procedural problems arising through the introduction of 
the day-fine system could be solved within the fram e o f the present regulation, accordingly, 
no modification in the law on criminal procedure is required.

КОДИФИКАЦИОННЫ Е ПРОБЛЕМ Ы  ДЕНЕЖНОГО ШТРАФА

(Резюме)

К. GYÖRGYI -  К. BARD

Значительное повышение роли штрафа -  одно из важнейших событии уголов­
ной политики Венгрии за последние годы. Основным наказанием по венгерскому 
уголовному кодексу является лишение свободы и поэтому широкая апликация 
штрафа объясняется статьей но. 68. уголовного кодекса по смягчению наказания. 
Изменения подхода законодательства и судебной практики содействовали росту 
апликации штрафа. За последние годы возникло такое напряжение между системой 
наказания по кодексу и судебной практикой, что его уже невозможно было решить 
с помощью директив по уголовной политике.

Предложения по модификации уголодного кодекса, представленные Главной 
Кодификационной Комиссией, также учитывают упомянутое противоречие. Доклад 
содержит два варианта модификации регулирования денежного штрафа. В случае 
сохранения традиционной глобальной системы, Главная Комиссия в своём пред­
ставлении предлагает повышение суммы штрафа. По другому варианту надо было 
бы продумать введение системы т. н. «дневного» штрафа.

В следующей части исследования авторы детально занимаются различными 
возможностями правого регулирования штрафа и различают две основые системы. 
Согласно первой, налагаемый штраф пропорционален совершенному преступлению, 
согласно другой суд обязан принимать во внимание и материальное положение 
обвиняемого.

Материальное положение можно оценивать также двояким образом. По гло­
бальной системе суд одновременно учитывает все влияющие на наказание обстоя­
тельства. По системе «дневного» штрафа суд обязан определить сумму на день, а 
произведение дней и дневной суммы составляет общую выплачиваемую сумму.

Для Венгрии характерно преобладание преступлений малой и средней опас­
ности. Три четверти всех преступлений несёт за собой наказание не сопровождаю­
щееся лишением свободы. На основе прогноза преступности и системы санкций но­
вого кодекса кажется, что доля денежного штрафа будет возрастать. Для того, чтобы
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штраф выполнял свою задачу, неоходп.мо повысить его эффективность. Однымиз спо­
собов этого является введение «дневного» штрафа, которое делает денежный штраф 
более справедливым, видимым и, в сило свойств, более эффективным. По мнению ав­
торов штраф должен определятся в специальной части, кроме того, должен быть ука­
зан в обшей части как альтернативное наказание лишения свободы, не превышающего 
срока на один год. Они предлагают в качестве нижней границы 5, в качестве же 
верхнего предела -  360 дней. При определении суммы «дневного» штрафа необходим 
принимать во внимание чистий доход на один день, нижий предел которого -  50, верх­
ний же -  1000 форинтов. Думают, что цель денежного штрафа состоит в гом, чтобы 
наказуемый почувствовал его материально, и поэтому необходимо испытать его 
взыскание.

По их мнению, процессуальные вопросы связанные с введением «дневного» 
штрафа, могут быть решены в рамках действующего кодекса и не требуют изменения 
закона.
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